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Von J. U. Dr. Rudolf Korb in Prag. I. (Fortſetzung.) 
Mittheilungen aus der Praxis: 


Verpflichtung der Gewerbsunternehmer, als ſanitätswidrig erkannte Anlagen auf 


eigene Koſten zu beſeitigen. 


Zur Frage, ob die einer aus mehreren vereinigten Kataſtralgemeinden gebildeten Orts⸗ 
gemeinde verliehene Ortseigenſchaft (Eigenſchaft eines Marktfleckens) bei nach⸗ 
heriger Trennung dieſer Gemeinde in die einzelnen Kataſtralgemeinden als 
ſelbſtſtandigen Ortsgemeinden auch dieſen Gemeinden, den Theilen der früheren, 


zukomme. 
Notizen. 
Verordnung. 
Perſonalien. 
Erled i gungen. 


Zuriſtiſch-Caſniſtiſches aus dem 
meinderechte. 
Von J. U. Dr. Rudolf Korb in Prag. 
IE 
Die Ausweisung ans der Gemeinde durch die Gemeinde. 
(Fortſetzung.) 


Haben wir in dem Vorangehenden das Object oder beſſer die 
Subjecte der Ausweiſung betrachtet, ſo liegt es uns nun ob, die Com⸗ 
petenz zu behandeln. Dieſe beſteht aus der Competenz im engern Sinne 
und der Zuſtändigkeit. Bei dem Begriffe Zuſtändigkeit darf man jedoch 
beileibe nicht an Heimatzuſtändigkeit denken. Wir würden überhaupt 
118 Intereſſe einer klaren Auseinanderhaltung der Begriffe wünſchen, 
N 18 Wort Zuſtändigkeit im Heimatrechte nicht gebraucht würde, 
da bier das Wort Heimat vollkommen genügt und die hieher gehörigen 
Begriffe viel prägnanter bezeichnet. Zuſtändigkeit iſt nämlich ein pro⸗ 
eeffualer Begriff, der mit der Competenz im engern Sinne die zwei 
Seiten des Blattes der Competenz (im weiteren Sinne) bildet. 

om pic Ausweiſung iſt nach dem Wortlaute des Ge⸗ 
ſetzes die Gemein de. Welchem Organe der Gemeinde liegt die Aus⸗ 
übung dieſer der Gemeinde obliegenden Befugniß ob? Um dieſe Frage 
beantworten zu können, genügt es offenbar vollkommen die dieſe Frage 


öſterreichiſchen Ge- 


bedingende Frage darnach zu löſen, ob die Ausweiſung aus der Ge⸗ 
meinde eine Function des ſelbſtſtändigen oder übertragenen Wirkungs- 
kreiſes der Gemeinde iſt. 

Wlr nehmen nun gar keinen Anſtand, uns der Anſicht anzı 
ſchließen, daß die Ausweiſung aus der Gemeinde eine Function des 
übertragenen Wirkungskreiſes iſt. Hiezu berechtigen uns nachſtehende 
Erwägungen: 

Die Scheidung des ſelbſtſtändigen und übertragenen Wirkungs⸗ 
kreiſes iſt eines der wichtigſten Principe unſerer Gemeindeordnungen. 
Die allgemeine Definition des Geſetzes dieſer beiden Wirkungskreiſe 
gewährt keinen Schlüffel zu der in Rede ſtehenden Grenzbeſtimmung. 
Ein neuer Beweis für die Anſicht, daß theoretiſche Begriffsbeſtim⸗ 
mungen in einem Geſetze nichts taugen. Der übertragene Wirkungskreis 
ſoll die Verpflichtung der Gemeinde zur Mitwirkung für die Zwecke 
der öffentlichen Verwaltung ſein. Dieſer Satz iſt in der That nur ver⸗ 
wirrend und das Beſte iſt, ihn nicht zu beachten. Denn, wenn der⸗ 


ſelbe irgend welchen Sinn haben ſollte, müßte es heißen „Staats⸗“ 


und nicht öffentliche Verwaltung, denn wer möchte heutzutage noch ſo 
naiv fein, die Begriffe öffentlich und ſtaatlich zu identifteiren? Oder 
iſt etwa die Verwaltung der Orts-, Bezirks- und Landesgemeinde im 
ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe keine öffentliche? 

Ebenfalls unbrauchbar iſt das Theorem über den ſelbſtſtändigen 
Wirkungskreis. „Der ſelbſtſtändige, d. i. derjenige Wirkungskreis, in 
welchem die Gemeinde mit Beobachtung der beſtehenden Reichs- und 
Landesgeſetze nach freier Selbſtbeſtimmung anordnen und verfügen kann, 
umfaßt überhaupt alles, was das Intereſſe der Gemeinde zunächſt 
berührt und innerhalb ihrer Grenzen durch ihre eigenen Kräfte beſorgt 
und durchgeführt werden kann.“ Aber mit Beobachtung der beſtehenden 
Reichs⸗ und Landesgeſetze dürfte denn doch die Gemeinde auch im 
übertragenen Wirkungskreiſe nach freier Selbſtbeſtimmung vorgehen 
können, wie der Mandatar mit Beobachtung des Mandats, alſo inner: 
halb der Grenzen desſelben auch die freie Selbſtbeſtimmung hat; und 
wenn dasjenige, was das Intereſſe der Gemeinde zunächſt berührt, 
für das praktiſche Recht etwas vag, aber doch etwas iſt, ſo muß es 
die Gemeinde andererſeits innerhalb ihrer Grenzen durch ihre eigenen 
Kräfte durchführen können. Nun wiſſen wir ja aber daß die Gemeinde 
gerade im eigenen Wirkungskreiſe nur eine ſehr beſchränkte Executive 
hat und daher durch ihre eigenen Kräfte wenig durch-, d. h. bis zu 
Ende führen kann. 

g Mehr Anhaltspunkte gewährt über den übertragenen Wirkungs⸗ 
kreis die formelle Beſtimmung, daß denfelben die allgemeinen Geſetze 
und innerhalb derſelben die Landesgeſetze beſtimmen. Es liegt darin 
dasjenige angedeutet was das allein Richtige wäre: daß nämlich der 
ſelbſtſtändige Wirkungskreis die Regel, der übertragene die Ausnahme 
iſt und daß daher das Geſetz in jedem einzelnen Falle, in welchem es 
der Gemeinde eine Function nur im übertragenen Wirkungskreiſe ein⸗ 
räumen will, dies ausdrücklich bezeichnen ſollte. Hiernach würde ſich ſodann 
der ſelbſtſtändige Wirkungskreis im Allgemeinen von ſelbſt ergeben. In 
dankenswerther Weiſe hat auch das Gemeindegeſetz vom 17. März 1849 in 


dem $ 127 und den nachfolgenden die Fälle des übertragenen Wir⸗ 
kungskreiſes ausdrücklich ſpecificirt, obwohl dieſelben hiedurch mit Rück⸗ 
ſicht auf die allgemeinen Begriffsbeſtimmungen über die beiden Wir⸗ 
kungskreiſe in den Artikeln II und IV nicht erſchöpft waren. 

Für den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis enthält das Reichsgeſetz 
vom 5. März 1862 im Artikel V und demgemäß die G. O. für 
Böhmen im § 28 unter 12 Punkten eine Exemplification. 
Dieſer Vorgang muß vollkommen gebilligt werden, weil ſich eben die 
Functionen des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes gar nicht erſchöpfen laſſen. 

Wir können nun nicht finden, daß unter dieſer Exemplification 
die Ausweiſung aus der Gemeinde enthalten ſein muß. 

Es ſcheint ſich in der Praxis die Anſicht verbreitet zu haben, 
daß das geſammte Gebiet der Orts- oder Localpolizei in den felbit- 
ſtändigen Wirkungskreis der Gemeinde gehöre. Dem iſt aber nur in⸗ 
ſoferne fo, als man eben unter der in den ſelbſtſtändigen Wirkungs- 
kreis der Gemeinde fallenden Polizei die Ortspolizei verſteht. Dies 
mag de lege, als dem vorliegenden Gemeindegeſetze eine gewiſſe Be— 
rechtigung haben, von vornherein tft es, und demgemäß die eben er— 
wähnte Anſicht nicht richtig. Denn ſie findet keine Begründung in der 
angeführten Exemplification, da die Zweige der Localpolizei durch die 
daſelbſt exemplificirten nicht erſchöpft find. Die Richtigkeit jener Anz 
ſicht der Praxis folgt aber auch nicht aus dem Schlußabſatz des § 28 
und aus den Abſchnitten der G O. über den Wirkungskreis des Ge— 
meinde Ausſchuſſes und -Vorſtandes, denn wo hier von der Ortspolizei 
geſprochen wird kann eben deshalb, weil hier nicht der Wirkungskreis 
der Gemeinde feſtgeſetzt, ſondern die Zuläffigfeit der Uebertragung des 
bereits feſtgeſetzten an Staatsorgane in einzeluen Fällen ausgeſprochen 
und der bereits feſtgeſetzte ſelbſtſtaͤndige Wirkungskreis zwiſchen Aus⸗ 
fchuß und Vorſtand getheilt wird, unter Ortspolizei nur diejenige 
verſtanden werden, welche bereits anderweitig der Gemeinde zuge— 
wieſen iſt. 

Zunächſt ſteht nun feſt, daß unter der Exempliſication des § 28 
die Ausweiſungs⸗, Aufenthalts- und Fremdenpolizei nicht angeführt 
iſt. Unter den Begriff einer Mitwirkung zu den Zwecken der öffent— 
lichen Verwaltung kann die Ausweiſungsbefugniß jedenfalls auch ſub⸗ 
ſumirt werden. 

Treten wir nun unſern poſttiven Beweis an. 

Dieſer liegt zunächſt in der Natur der Sache. Die Ausweiſung 
iſt nämlich unmittelbar eine Beſchränkung der ſtaatsgrundgeſetzlich ge⸗ 
währleiſteten perſönlichen Freiheit. Sie hat daher, trotzdem ſie zunächſt 
eine localpolizeiliche Maßregel iſt, doch eine weit über das Localintereſſe 
hinausgehende Bedeutung. Der Schutz der in die magna charta der 
Staatsgrundgeſetze ausdrücklich aufgenommenen Rechte liegt viel 
naturgemäßer dem Staate als der Autonomie ob. Die Beweiſe liegen 
ſodann in ausdrücklichen geſetzlichen Beſtimmungen. Durch den letzten 
Satz des Ausweiſungsparagraphen „fühlt ſich Jemand in dieſer Be 
ziehung durch eine Verfügung der Gemeinde beſchwert, ſo kann er 
ſich um Abhilfe an die politiſche Behörde wenden“, erklärt das Geſetz 
zwar nicht direct aber ausdrücklich, daß die Ausweiſung aus der Ge— 
meinde eine ſtaatliche Function jet und daher dem übertragenen Wir- 
kungskreiſe angehöre und dies bleibt, wie bereits oben ausgeführt 
wurde, unbedingt die letzte ratio für die Beantwortung unſerer Frage. 
Das äußere Merkmal, ob eine Sache dem einen oder andern Wir— 
kungskreiſe angehöre, bleibt immer das, wohin der ordentliche Iuftan- 
zenzug geht. Gegen Entſcheidungen und Verfügungen der Gemeinde 
im ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe geht der ordentliche Inſtanzenzug an 
die autonome Bezirks- und Landesbehörde, dagegen im übertragenen 
Wirkungskreiſe an die Staatsbehörde. Durch den eitirten Satz ſpricht 
aber das Geſetz ausdrücklich aus, daß der ordentliche Inſtanzenzug 
in der Ausweiſung an die Staatsbehörde gehe, und damit ſpricht es 
zugleich aus, daß die Ausweiſung eine Function des übertragenen 
Wirkungskreiſes iſt. 

Dies däucht uns ſo klar, daß man ſich verwundert fragen muß: 
Worauf ſtützt ſich denn die entgegengeſetzte Anſicht? Die Antwort iſt: 
Auf das ſtaatliche Auffichtsrecht. Gegen Entſcheidungen und Verfü⸗ 
gungen der Gemeinde in Angelegenheiten des ſelbſtſtändigen Wirkungs⸗ 
kreiſes gibt es nämlich unter dem Titel des ſtaatlichen Aufſichtsrechts 
neben dem ordentlichen Inſtanzenzuge noch einen außerordentlichen an 
die Staatsbehörde. Aber weder aus der Exiſtenz noch aus der Faſſung 
der in Rede ſtehenden Geſetzesbeſtimmung kann gefolgert werden, daß 
durch diefelbe der im ſtaatlichen Aufſichtsrechte gelegene außerordent⸗ 
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liche Inſtanzenzug ausgeſprochen werden ſoll. Aus der Exiſtenz nicht, 
weil die Beſtimmung vollkommen überflüſſig wäre, da von der Com— 
petenz in einem eigenen Hauptſtücke der G. O. gehandelt wird, in 
welchem die Beſchlüſſe und Verfügungen der Gemeinde allgemein 
unter das ſtaatliche Aufſichtsrecht geſtellt werden. Aus der Faſſung 
nicht, weil das ſtaatliche Aufſichtsrecht nur eine außerordentliche Ab⸗ 
hilfe gewährt, die Function des Auffichtsrechts iſt eine lediglich nega- 
tive, beſtehend im Siſtiren und Caſſiren. Der Ausweiſungsparagraph 
dagegen geſteht die Abhilfe kurzweg ohne Beſchränkung zu. 

* Nicht genug damit, können wir für unſere Anſchauung auch das 
Schubgeſetz anführen. Nach demſelben iſt Abſchaffung und Abſchiebung 
eine ſtaatliche Function, indem das Erkenntniß von ſtaatlichen, dagegen 
nur im Delegationswege von autonomen Organen zu fällen iſt. Nun 
iſt aber die Ausweiſung aus der Gemeinde nichts anderes als die Ab⸗ 
ſchaffung aus dem Gemeindegebiete. Ja ſie fällt ſogar mit der im 
§ 2 des Schubgeſetzes ausdrücklich vorgeſehenen Abſchaffung aus einem 
oder mehreren Orten, wenn die Gemeinde nur aus einem Orte beſteht 
oder jene mehreren Orte eine politiſche Ortsgemeinde bilden, zuſammen. 
Betrachten wir die im § 1 des Schubgeſetzes angeführten Perſonen, 
welche die Abſchiebung und Abſchaffung treffen kann, ſo finden wir, 
daß die Berechtigungsgründe hiezu dieſelben find, wie zur Ausweiſung, 
nämlich Ausweisloſigkeit, Armuth und Beſcholtenheit. Wen die Aus— 
weiſung treffen kann, wird in den weitaus meiſten Fällen auch die 
Abſchiebung und Abſchaffung treffen können. Ebenſo iſt der Zweck 
beider Arten von Maßregeln derſelbe. Wer könnte bei ſolchem Be⸗ 
wandtniß noch die Meinung vertreten, die eine ſei der Natur der 
Sache nach autonome und die andere ſtaatliche Function? 

Endlich können wir für uns das Gemeindegeſetz von 1849 an⸗ 
führen, welches das Princip adoptirt hat, die Angelegenheiten des 
übertragenen Wirkungskreiſes, wenn auch nicht taxativ anzuführen und 
welches in ſeinem § 134 unter dem Capitel II, das die Aufſchrift: 
„Von dem übertragenen Wirkungskreiſe“ trägt, ausdrücklich ſagt: „Jus⸗ 
beſondere hat der Bürgermeiſter die Fremdenpolizei in dem ſpeciell 
übertragenen Umfange zu handhaben.“ Nach dem F 25 dieſes Geſetzes 
iſt nun aber der „Fremde“ das Object der Ausweiſung und daher 
gehört dieſe ſelbſt offenbar zur Fremdenpolizei. Nun ift gber zu be⸗ 
achten, daß der citirte § 25 mit dem Ausweiſungsparagraphen unferer 
Gemeindeordnungen ſaſt wörtlich übereinſtimmt und daß nach dem Xr- 
tikel III des Gemeindegeſetzes vom J. 1849 dieſes Geſetz mit dem 
ſelbſtſtändigen und übertragenen Wirkungskreiſe dieſelben Begriffe ver- 
band, welche die gegenwärtigen Gemeindeordnungen haben. 

Der Begriff Fremdenpolizei führt uns auf die Miniſterialver⸗ 
ordnung vom 15. Februar 1857, R. G. Bl. Nr. 33, betreffend das 
Meldungsweſen, wornach auch dieſer Zweig der Fremdenpolizei im 
übertragenen Wirkungskreiſe der Gemeinde aufgetragen iſt, indem der 
$ 2 normirt: „In den Orten, in welchen ſich k. k. Polizeibehörden 
nicht befinden, handhabt der Gemeindevorſteher unter der Aufſicht 
und Leitung der politiſchen Bezirksbehörde das Meldungsweſen.“ Dies 
dient uns zugleich als Beweis dafür, daß nicht alle Zweige der Orts— 
polizei dem ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe angehören, ſondern daß es 
auch eine Ortspolizei gibt, welche von vornherein Staatspolizei iſt. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Verpflichtung der Gewerbsunternehmer, als ſanitätswidrig er⸗ 
kannte Anlagen auf eigene Koſten zu beſeitigen. 


Auf Grund einer in Folge des epidemiſchen Auftretens der 
Blattern in der Gemeinde W. ſtattgefundenen commiſſionellen Ver⸗ 
handlung entſchied der Bezirkshauptmann, daß der aus dem dortigen 
Bräuhauſe mitten durch die Stadt laufende, offene Canal als ein 
entſchieden ſanitätswidriges Object in ſeiner bisherigen Beſchaffenheit 
und Richtung nicht länger belaſſen werden könne und daß, nachdem 
die Herſtellung eines zweckentſprechenden Canales zur Ableitung der 
Bräuhausflüſſtgkeiten leicht möglich und techniſch ausführbar ſei, die 
Umlegung des fraglichen Canales aus öffentlichen Rückſichten ange⸗ 
ordnet und deren Durchführung dem Beſitzer des Bräuhauſes, K. v. 
W. aufgegetragen werde; daß die Durchführung nach dem techniſchen 


Befunde ftattzufinden habe; daß die Acquirirung der hiezu erforderli⸗ 
chen Areg von Seite der Grundeigenthümer dem Unternehmer überlaſſen 
bleibe und endlich daß, im Falle bei Ermittlung der Entſchädigung 
unter den Betheiligten ein Einverſtändniß nicht erzielt werden könnte, 
die behördliche Intervention in Anſpruch zu nehmen Kt. 

Gegen dieſe Entjchetdung reeurrirte der Bräuhausbeſitzer K v. 
W. an die Statthalterei; er könne nicht begreifen, wie man ihm, 
nachdem die Umlegung des Waſſerabzugeanales bei ſeinem Bräuhauſe 
aus öffentlichen Ruͤckſichten angeordnet wurde, die Durchführung dieſer 
Maßregel auftragen, ja ſogar die Acquirirung der hiezu erforderlichen 
Area überlaſſen könne. Der fragliche Waſſerabzugscanal ſei ſein unbe⸗ 
ſtrittenes Eigenthum; wenn ihm derſelbe aus öffentlichen Nückſichten 
auf Grund des § 365 a. b. G. B. und des Waſſergeſetzes entzogen 
werde, ſo gebühre ihm eine Entſchädigung; keinesfalls könne ihm die 
Umlegung desſelben ſammt den Koſten dieſer Maßregel auferlegt 
werden. Die Tragung dieſer Koſten könne nur demjenigen auferlegt 
werden, zu deſſen Nutzen und Vortheil das Unternehmen iſt, im vor⸗ 
liegenden Falle alſo nur der Stadtgemeinde W. Dieſe Anſicht ent⸗ 
ſpreche nicht nur den allgemeinen Rechtsgrundſägen, ſondern auch den 
Beſtimmungen des Waſſergeſetzes (§ 49), immer ſei hier nur vom 
Unternehmer die Rede, der Unternehmer aber ſei nicht immer iden⸗ 
tiſch mit dem Eigenthümer; viel richtiger wäre es geweſen, hier den 
8 67 des Waſſergeſetzes in Anwendung zu bringen. 

Die Statthalterei hat über dieſe Beſchwerde des Bräuhausbe⸗ 
ſitzers K. v. W. die Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft, inſoferne 
mit derſelben der gegenwärtige Beſtand des aus dem Bräuhauſe füh⸗ 
renden Abzugscanales als ſanitätswidrig und deſſen Beſeitigung als 
nothwendig erkannt worden iſt, beſtätigt, inſoweit jedoch die Beſeiti⸗ 
gung dieſes Canales reſpective die Herſtellung eines neuen Abzugsca⸗ 
nales dem Recurrenten unmittelbar aufgedrungen worden iſt, be⸗ 
hoben „weil die Durchführung der Beſeitigung localer ſanitärer Uebel⸗ 
ſtände nach § 28, 5) und § 57 der Gemeindeordnung und nach 
§ 3 a) des Sanitätsgeſetzes in den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis der 
Gemeinde gehört und ſomit im autonomen Wege auszutragen iſt“. 
Der Bezirkshauptmann wurde angewieſen, den Stadtvorſtand von W. 
zur Beſeitigung des erwähnten ſanitären Uebelſtandes unter Hinwei⸗ 
fung auf $ 100 G. O. binnen einer angemeſſenen Friſt aufzufordern, 
deſſen Pflicht es ſein werde, die hierauf abzielenden Maßregeln nach 
den den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis der Gemeinde regelnden Beſtim⸗ 
mungen der Gemeindeordnung zu treffen und durchzuführen. 

Die Gemeinde W. recurrirte nun an das Miniſterium des 
Innern und hat dasſelbe unterm 4. Auguſt 1874, 3. 10 398 die 
Statthaltereientſcheidung, inſofern mit derſelben der gegenwärtige Beſtand 


des aus dem Bräuhauſe des K. v. W. führenden Abzugcanales als 
ſanitätswidrig und deſſen Befeitigung als nothwendig erkannt worden 


it, beftätigt, Dagegen die übrigen Anordnungen der angefochtenen 
Statthaltereientſcheidung, mit welcher der Stadtvorſtand von W. be⸗ 
auftragt wurde, den erwähnten ſanitären Uebelſtand binnen einer an⸗ 
gemeſſenen Friſt zu beſeitigen und die hierauf abzielenden Maßregeln 
nach den den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis der Gemeinde regelnden 
Beſtimmungen der Gemeindeordnung zu treffen und durchzuführen, 
aufgehoben und außer Kraft geſetzt, und es dem Bräuhausbeſitzer über⸗ 


laſſen, für eine anderweitige Ableitung der Abfallwäſſer Sorge zu 


tragen und ſich hiezu die behördliche Bewilligung zu erwirken. „Denn 
ſowie es Sache der Behörden iſt, bei der Genehmigung von gewerb- 
lichen Betriebsanlagen die maßgebenden öffentlichen Rückſichten von 
Amtswegen zu wahren, ſo liegt es auch in der geſetzlichen Befugniß 


der Behörden, wenn bei einer beſtehenden Betriebsanlage im Laufe kann 
der Zeit Gebrechen und Uebelſtände ſich ergeben, welche das öffentliche 


Wohl gefährden oder ſchädigen, von Amtswegen auf Beſeitigung zu 
dringen, ja ſelbſt mit der Einſtellung des Betriebes vorzugehen und es 
N dem Gewerbetreibenden überlaſſen, feine Betriebsanlagen mit 
En Geſetzen und den obwaltenden öffentlichen Rückſichten in Ueber⸗ 
einſtimmung zu bringen. Im vorliegenden Falle muß von Amtswegen 
auf die Beſeitigung des dermaligen Abzugscanales gedrungen werden; 
dieſe Maßregel iſt nämlich durch die conſtatirte Sanitätswidrigkeit 
motivirt“. N i . Jah 
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Zur Frage, ob die einer aus mehreren vereinigten Kataſtralge⸗ 

meinden gebildeten Ortsgemeinde verliehene Ortseigenſchaft (Ei⸗ 

genſchaft eines Marktfleckens) bei nachheriger Trennung dieſer Ge⸗ 

meinde in die einzelnen Kataſtralgemeinden als ſelbſtſtändigen Orts⸗ 

gemeinden auch dieſen ue den Theilen der früheren, zu— 
omme. 


Im Jahre 1868 ſtellte der Gemeindevorſtand von M. die Bitte 
um Erhebung der „Dorfgemeinde M. “zu einem „Marktflecken“. In 
dem disbezüglichen Majeſtätsgeſuche wurde angeführt, daß die Dorf⸗ 
gemeinde M. einen zuſammenhängenden Ort bilde, welcher in 4 Ka— 
taſtralgemeinden als M. I., II., III. und IV. Theil eingetheilt, jedoch 
zuſammen conſeribirt ſei. Mit Allerhöchſtem Handſchreiben vom 29. 
November 1868 wurde die Erhebung des Dorfes M. zu einem Markte 
bewilligt. 

Mit dem böhmiſchen Landesgeſetze vom 19. März 1873, Nr. 23 
L. G. Bl. Abſatz 36 wurde der Gemeinde M. die Trennung in 4 
ſelbſtſtändige Gemeinden bewilligt und zwar in die Gemeinden M. I. 
Theil, M. II. Theil, M. III. Theil und M. IV. Theil. In der Si⸗ 
tzung des Gemeinde⸗Ausſchuſſes in M. I. Theil am 10. Juli 1873 
erhob das Ausſchußmitglied Franz Sch. die Frage, ob die nunmehr 
getrennten 4 Theile M. nach dieſer Trennung die Eigenſchaft als 
Marktgemeinden beibehalten oder ob ſelbe als Dorfgemeinden anzuſehen 
ſeien, da in Folge gemeinſchaftlichen Anſuchens der 4 Theile durch 
Allerhöchſte Entſchließung ſelbe auch gemeinſchaftlich zum Marktflecken 
erhoben wurden und folgerichtig entweder als 4 Markt⸗ oder als 4 
Dorfgemeinden fortzubeſtehen hätten. Der Gemeinde⸗Ausſchuß beſchloß, 
es ſeien bezüglich dieſer Frage Auskünfte bei den k. k. Behörden 
einzuholen. 

Zur Beantwortung der hiernach vom Bürgermeiſteramte geſtellten 
Anfrage erachtete ſich die Bezirkshauptmanſchaft nicht competent und 
legte den Act der Statthalterei vor. 

Die Statthalterei hat in der Angelegenheit nachſtehende auch 
vom böhmiſchen Landesausſchuſſe getheilte Anſicht ausgeſprochen: „Mit 
Rückſicht nämlich auf den Inhalt des Majeſtätsgeſuches des Gemeinde⸗ 
vorſtandes zu M. vom Jahre 1868, auf die Styliſtrung der Aller⸗ 
höchſten Bewilligung und auf den Umſtand, daß die Allerhöchſte Be⸗ 
willigung wohl kaum über das Petitum hinausgehen wollte, dürfte 
angenommen werden, daß die Markteigenſchaft bloß den 4 Theilen 
von M. verliehen wurde. Durch die mit dem Landesgeſetze vom J. 
1873 bewilligte Trennung der Ortsgemeinde M. habe jedoch jenes 
Ens, welchem mit Bewilligung vom Jahre 1868 die Markteigenſchaft 


ertheilt wurde, zu exiſtiren aufgehört und ſeien ganz neue Entien ent⸗ 
ſtanden, für welche nicht mehr jene Gründe ſprechen, welche für das 


frühere Ens maßgebend waren. Mit Rückſicht auf den Wegfall der 
diesfälligen Motive wäre nunmehr auch die Bewilligung der Markt⸗ 
eigenſchaft gänzlich entfallen und könne keiner der neuen Gemeinden 
mehr die Markteigenſchaft zukommen“. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 24. Jänner 1874, 
3. 20.909 ex 1873 Nachſtehendes ausgeſprochen: Mit dem Aller⸗ 


böchſten Handſchreiben vom 29. November 1868 iſt das „Dorf“ M., 


welches bei der Kataſtralvermeſſung in 4 Kataſtralgemeinden vermeſſen 
wurde, jedoch zuſammenhängend conſcribirt, beziehungsweiſe numerirt 
war, zu einem Markte erhoben worden. Dieſe Allerhöchſte Entſchließung 
wurde durch das Landesgeſetz vom 19. März 1872, Nr. 23 L. G. Bl., 
mit welchem der früheren politiſchen Ortsgemeinde M. die Trennung 
in 4 ſelbſtſtändige Ortsgemeinden alſo die Conſtituirung der Kata⸗ 
ſtralgemeinden M. I., II., III. und IV. Theil zu 4 ſelbſtſtändigen 
Ortsgemeinden genehmigt worden iſt, uicht außer Kraft geſetzt. Es 
daher den letzterwähnten 4 neuen Ortsgemeinden, welche zuſammen 
die mit der Allerhöchſten Entſchließung vom 29. November 1868 zum 
Markte erhobene Ortſchaft M. umfaſſen, daher den Markt M. bilden, 
nicht verwehrt werden, ſich hiernach als I., II., III. und beziehungs⸗ 
weiſe IV. Theil des Marktes M. zu bezeichnen“. K. 


Notizeu. 


(Zur Frage der Rechtskraft adminiſtrativ⸗ richterlicher Ent— 


| ſcheidungen.) Ueber die Frage, welche rechtliche Wirkung ſolchen adminiſtrativ⸗ 
richterlichen Entſcheidungen beizulegen iſt, welche unter der Herrſchaft einer früheren 


Geſetzgebung erlaſſen worden find, hat ſich der Gr. Verwaltungsgerichtshof in den 
Entſcheidungsgründen zu einem Erkenntniſſe vom 17. März 1874, Nr. 204, ergangen 


in einem Verwaltungsrechtsſtreite über einen Anſpruch auf einen Beitrag zu den 
Koſten der Herſtellung und Unterhaltung einer Brücke als Beſtandtheiles eines Ge: 
meindeweges, wie folgt ausgeſprochen: 

— — — „Eben fo wenig können jene früheren Erkenutniſſe und Ueberein⸗ 
kommen als rechtskräftige Entſcheidungen und Erledigungen des öffentlichen Rechts 
der vorltegenden Klage entgegengehalten werden. Durch jene Entfcheidungen ſollte 
nur ausgeſprochen werden, was nach den damals geltenden Geſetzen Rechtens ſei. 
Dieſer Ausſpruch mußte aber in dem Augenblicke hinfällig werden, in welchem die be- 
züglichen geſetzlichen Beſtimmungen eine weſentliche Aenderung erlitten haben. Von 
einem wohlerworbenen Rechte und Fortbeſtand der nach früheren Erkenntniſſen 
erfolgten Regelung einer Verpflichtung nach der Art des Privatrechts kann auf dem 
Gebiete des öffentlichen Rechts nicht die Rede ſein. Eine ſolche Aenderung in den 
Geſetzen iſt aber ſeither eingetreten. Während nach dem Straßengeſetz vom Jahre 
1810 der Beizug benachbarter Gemeinden zu den Koſten eines in einer anderen Ge» 
markung hinführenden Weges nebſt Brücke von der weſentlichen Vorausſetzung ab⸗ 
hängig war, daß dieſer Weg wegen feiner ſtarken Benützung einen mehr als gewöhn⸗ 
lichen Unterhalt erfordere, kann nach dem jetzt geltenden Straßengeſetz von 1868 ein 
ſolcher Beizug anderer Gemeinden jedenfalls nur dann in Frage gezogen werden, wenn die 
Gemarkungsgemeinde ſelbſt keinen oder nur einen unerheblichen Nutzen von dem Wege 
hat. Den fraglichen Uebereinkommen, die vor dem nenen Straßengeſetz von 1868 ge⸗ 
troffen worden, kann ſomit gleichfalls keine rechtskräftige Verbindlichkeit im öffentlichen 
Rechte zuerkannt werden, da diefelben nur eigentlich Vollzugsanordnungen des Straßen⸗ 
geſetzes von 1810 und der daraufhin erfolgten Verwaltungsmaßregeln waren. Hter⸗ 
nach kann es auch nicht mehr darauf ankommen, ob die den früheren Entſcheidungen 
zu Grunde liegenden thatſächlichen Verhältniſſe jetzt noch dieſelben ſind oder nicht. 
Die weitere Einrede des beklagten Theiles, daß die Klage wenigſtens zur Zeit nicht 
ſtatthaft ſei, ſoll aus der Vorſchrift unter Ziffer 4 des § 4 des neuen Straßengeſetzes 
hergeleitet werden. Allein die hier bezeichnete vorhergehende Vereinbarung geht von 
der Vorausſetzung aus, daß die Beitragspflicht der Betheiligten an ſich nicht beſtritten 
iſt, ſondern es ſich nur noch um die Größe der einzelnen Beitragsquoten handelt.“ 

In den nämlichen Entſcheidungsgründen wird bezüglich der Zuläſſigkeit von 
verwaltungsgerichtlichen Klagen auf Anerkennung eines Rechtes geſagt: 

„Auch find bei öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten nach dem Verwaltungsgeſetze 
Klagen wohl zuläſſig, die eine Anerkennung der Befreiung von einer Verpflichtung 
im Allgemeinen bezwecken, ohne daß eine ſofortige Erfüllung dieſer Verpflichtung in 
Frage ſtehen würde.“ (Bad. Zeitſchr. f. Verw. und Verw. Rechtspfl.) 


(Zum Proceß in Verwaltungsſachen. Wirkungsloſigkeit 
eines Contumacialerkenntniſſes im Heimatſtreite.) Der Magiſtrat 
zu St. war in die Lage gekommen, den Orts-Armen⸗Verband zu Fr. bei der Pommer⸗ 
ſchen Heimats⸗Deputation wegen Erſtattung von Curkoſten für einen im dortigen 
Krankenhauſe verpflegten Hilfsbedürftigen, deſſen Unterſtützungswohnſitz in Fr. 
nicht hatte anerkannt werden wollen, zu verklagen. In dem zur Verhandlung und 
eventuellen Entſcheidung von der Heimats⸗Deputation angeſetzten Termine ward 
erkannt, daß, da der Verklagte auf die ihm zugefertigte Klage eine ſchriftliche Gegen⸗ 
erklärung innerhalb der geſetzlichen Friſt nicht eingereicht habe, mithin nach § 47 des 
Ausführungsgeſetzes vom 8. März 1871 die in der Klageſchrift behaupteten Thatſachen 
für zugeſtanden und die überreichten Urkunden für anerkannt zu erachten ſind, hieraus 
aber die Verurtheilung des in der öffentlichen Sitzung nicht erſchienenen Verklagten 
ſowohl in der Hauptſache, als auch nach § 56 des allegirten Geſetzes hinſichtlich des 
Koſtenpunktes folgt, — der Verklagle ſchuldig ſei, die liquidirten Curkoſten zu zahlen 
und die Koſten des Verfahrens zu tragen. Gegen dieſes Erkeuntniß ward Berufung 
an das Bundesamt erhoben, welche lediglich auf das Nichtanerkenntniß des ſeitens 
des Magiftrats zu St. behaupteten, und durch das Contumacialerkenntniß für zu⸗ 
geſtanden erklärten Unterſtützungswohnſitzes gegründet war. In der Beantwortung 
der Berufungsſchrift ward auszuführen gefucht, daß nach allen proceſſualiſchen Grund— 
ſätzen eine Appellation (und als folche ſei die Berufung an das Bundesamt anzuſehen) 
wider einen Coutumacialbeſcheid nurzuläſſig ſei, wenn aus der für eingeräumt angenom⸗ 
menen Thatſache nicht zu Recht beſtändige Folgerungen von dem Richter gezogen 
ſeien. Das ſei aber hier nicht der Fall; deun der berufende Ortsarmenverband beſtreite 
nicht die aus der für zugeſtanden erkannten Thatſache des Unterſtützungswohnſitzes 
gezogene Rechtefolgerung der Erſtattung der Curkoſten, ſondern die Thatſache ſelbſt. 
Es ward daher auf die Zurückweiſung der Berufung, als unzuläſſig, angetragen. 
Gleichwohl ließ ſich das Bundesamt auf dieſelbe ein, und veranlaßte 
noch zudem, weil der Sachverhalt in genügender Weiſe von den Berufenden nicht 
nachgewieſen war, weitere Erhebungen zu deſſen Aufklärung. Das Erkenntniß des 
Bundesamts erging dann ſchließlich dahin, daß das Recht des Verklagten, die in erſter 
Inſtanz in contumaeiam für zugeſtanden erachteten Klagebehauptungen in der Be- 
rufungsinſtanz zu beſtreiten, keinem Bedenken unterliege. In der Hauptſache ward der 
Magiſtrat zu St. nicht nur, da ſich aus den ſtattgehabten Erhebungen ergeben, daß 
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die Gemeinde Fr. nicht der Unterſtützungswohnſitz des Erkrankten ſei, mit ſeinem An⸗ 
ſpruche auf Erſtattung der Curkoſten, ſondern auch zur Erſtattung der Koſten in beiden 
Inſtanzen, ſelbſt in der bei der Heimats⸗Deputation, verurtheilt. 

Die „Deutſche Gemeinde⸗Zeitung“, der wir den Fall entnehmen, beklagt es, 
„daß das Bundesamt ohne eine geſetzliche Beſtimmung über die von ihm zu beobach—⸗ 
tenden proceſſualiſchen Vorſchriften eingeſetzt worden iſt“. 


Berordnung. 


Erlaß des Minifterinms des Innern vom 11. Juni 1874, 3. 8837 in Betreff Vor⸗ 
ſichten bei Ausfertigung von Reiſelegitimationen nach der Levante für mittel- und 
erwerbsloſe Perſonen. 


In Anbetracht der vielfachen, bereits in dem h. o. Erlaſſe vom 14. September 
1871, 3. 4215 M. J. geſchilderten Beläſtigungen der k. und k. Conſularämter in der 
Levante durch mittel und erwerbloſe Reiſende öſterr⸗ungar. Nationalität, hat zufolge 
Eröffnung des k. und k. Miniſteriums des Aeußern vom 6. Juni 1874, 3. 8209/N. 
der k. und k. Botſchafter zu Conſtantinopel Graf Zichy — angeregt durch eine dies. 
fällige Eingabe des k. und k. General-Conſuls zu Smyrna — um die Ermächtigung 
angefucht, die k. und k. Gonfufate an der Donau und in Bosnien anweiſen zu dürfen, 
mittellofe Individuen auf dem kürzeſten und billigſten Wege nach der Heimat inſtra⸗ 
diren, überhaupt erwerbloſen Reiſenden, ſowie mittellofen P.lgern die Reiſeurkun den 
nach der Levante nicht zu vidimiren, vielmehr dieſelben in die Heimat zurückzuſchicken. 
Eine derartige Maßregel könnte zwar manchen Uebelſtand beſeitigen, würde aber auch 
zugleich Unzukömmlichkeiten hervorrufen, weil die Conſular-Aemter gehalten ſind, 
ordentliche giltige Reiſed ocumente zu reſpectiren, und nach der Richtung zu vidimireu, 
welche in denſelben als Reiſeziel angegeben iſt, weshalb eine Ausnahme von dieſer 
Regel nur aus beſonderen Urſachen und in fpeciellen Fällen gerechtfert gt werden könnte. 

Die betheiligten Miniſterien glauben demnach, daß dem Reiſen mittel- und 
erwerbloſer Individuen in erſter Line nach Thunlichkeit dadurch entgegen zu treten 
wäre, daß Hochdieſelben die betreffenden Organe des unterſtehenden Verwaltungsge⸗ 
bietes neuerdings im Sinne des h. o. Erlaſſes vom 14. September 1871, 8. 4215 
M. J. anweiſen, zugleich aber anch beauftragen bei Ausfertigung von Reiſe-Legitima⸗ 
tionen für die türkiſchen Länder, wenn folche von mittel- und erwerbloſen Individuen 
begehrt werden, mit der größten Vorſicht und Strenge vorzugehen, insbeſondere aber 
auf die einſchlägigen Beſtimmungen der §§ 13 und 15 der Miniſterial⸗Kundmachung 
vom 10. Mai 1867, R. G. B. Stück XXXII Nr. 80 gehörige Rückſicht zu nehmen. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Statthalter in Böhmen, geheimen Rathe Philipp 
Freih. Weber v. Ebenhof das Großkreuz des Franz Joſeph-⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem ſteiermärkiſchen Statthaltereiſecretär Anton 
Stadler den Titel eines kaiſerlichen Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Präſidenten der Haadels⸗ und Gewerbekammer in 
Prag Richard Ritter v. Dotzauer das Comthurkreuz des Franz Joſeph⸗Ordens, dem 
Bürgermeiſter in Prag Joſeph Huleſch, dem Statthaltereirathe und Leiter der Be: 
zirkshauptmannſchaft in Pilſen Franz Trojan, dann den Landtagsabgeordneten und 
Landesausſchuß-Beiſitzern Med. Dr. Ludwig Tedesco und J. Dr. Anton Waldert 
den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe tarfrei, dem Bürgermeiſter in Brandeis 
a. d. Elbe Ludwig Ahsbahs den Adel mit Nachſicht der Taxen, dem Gemeinderathe 
Joſeph Bednar in Beraun das Ritterkreuz des Franz Joſeph-Ordens, dem Stadt⸗ 
rathe Johann Weiß in Prag, dem Bürgermeiſter Anton Michel in Piſek, dem 
Ortsvorſteher in Chutiwa Joſeph Seidel das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone, 
den Bürgermeiſtern Wenzel Reiter in Habun und Mathias Kudera in Cerhovic 
das goldene Verdienſtkreuz, endlich den Gemeindevorſtehern Joſeph Noſek in Dobri⸗ 
chovitz und Jacob Kotab in Ztaslav das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone 
verliehen. 

; Seine Majeſtät haben die erledigte Oberfinanzrathſtelle im Bereiche der 
ſteiermärkiſchen Finanzlandesdireetion dem Oberfinanzrathe Joſeph Kalli woda 
verliehen und den Finanzrath Alois Kurnig zum Oberfinanzrathe der böhmiſch en 
Finanzlandesdirection ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Secretär der nieder⸗öſterr. Finanzprocuratur Dr, 
Franz Ritter v. Pollak tarfrei den Titel und Charakter eines Finanzrathes verliehen. 

Seine Majeftät haben den Poſtſecretär Guſtav Riederer in Linz zum Poft⸗ 
rathe extra statum ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Gemeindevorſtehern Franz Illek in Pernegg und 
Johann Fruhmann in Großlobming, Erſterem das goldene Verdinſtkrenz, Letzteren 
das ſilberne mit der Krone verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzwach⸗Oberinſpector der Grazer Finanzlan⸗ 
desdirection Karl Blaſchke zum Finanzrathe daſelbſt ernannt. 


Erledigungen. 


Findelkinderarztesſtelle für Brezowa und Bukotz mit Jahrespauſchale von 
800 fl. und für Miava und Turoluka mit einem Pauſchale von 400 fl. jährlich, bis 
Ende November. (Amtsblatt Nr. 227.) 

Landes⸗Thierarztesſtelle für Vorarlberg mit 800 fl. Jahresgehalt, bis Ende 
November. (Amtsbl. Nr. 232.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Drud verantwortlich C. Piſtori. 


